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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Ergänzung des Schiffsbankgesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Nach § 36 des Gesetzes über Schiffspfandbrief- 
banken (Schiffsbankgesetz) in der Fassung vom 
8. April 1943 (Reichsgesetzbl. I S. 241) wird folgen- 
der § 36 a eingefügt: 

„§ 36 a 

Werden von einer Schiffspfandbriefbank Schiffs- 
pfandbriefe ausgegeben, deren Nennwert auf eine 
ausländische Währung lautet, so gelten folgende 
Vorschriften: 

1. Der Gesamtbetrag der im Umlauf befindlichen 
Schiffspfandbriefe jeder Gattung muß in Höhe 
des Nennwertes jederzeit durch Schiffshypothe- j 
ken in ausländischer Währung gleicher Gat- 
tung von mindestens gleicher Höhe und min- 
destens gleichem Zinsertrag gedeckt sein. 

2. Die in § 6 Abs. 3 bezeichneten Werte können 
als Ersatzdeckung nur verwendet werden, 
wenn sie auf die entsprechende ausländische 
Währung lauten. 

3. Bei Feststellung des Betrages, bis zu dem 
Schiffspfandbriefe ausgegeben werden dürfen, 
ist für die Errechnung des Wertes der Pfand- 
briefe in ausländischer Währung der Tag maß- 
gebend, an dem die neu auszugebenden Pfand- 


briefe von dem Treuhänder gemäß § 29 Abs. 3 
ausgefertigt worden sind. 

4. Für jede Gattung der zur Deckung von Pfand- 
briefen bestimmten Schiffshyptoheken ist ein 
besonderes Register zu führen. 

5. Ist über das Vermögen der Schiffspfandbrief- 
bank das Konkursverfahren eröffnet, so gehen 
in Ansehung der Befriedigung aus den Schiffs- 
hypotheken, die in das für eine Gattung ge- 
führte Register eingetragen sind, die Forde- 
rungen aus Pfandbriefen dieser Gattung den 
Forderungen aus Pfandbriefen anderer Gat- 
tung vor. Das gleiche gilt von Geld, das dem 
Treuhänder als Deckung von Schiffspfandbrie- 
fen dieser Gattung in Verwahrung gegeben 
worden ist. 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 


Für die Neufassung des Schiffsbankengesetzes ist 
seit langem eine ergänzende Bestimmung vorge- 
sehen, die den Schiffspfandbriefbanken die Aus- 
gabe von Schiffspfandbriefen auch in ausländischer 
Währung ermöglicht. Das Bundesministerium der 
Justiz hat bereits früher erklärt, daß grundsätzlich 
keine Bedenken gegen eine solche Bestimmung be- 
stehen. 

Die Neufassung des Schiffsbankgesetzes erfolgt im 
zeitlichen und sachlichen Zusammenhang mit der 
Neufassung des Hypothekenbankgesetzes. Mit dem 
Inkrafttreten der neuen Gesetze kann in dieser 
Legislaturperiode nicht mehr gerechnet werden. Die 
Einfügung des vorgeschlagenen § 36 a in das Schiffs- 
bankgesetz ist aber zu dringlich, um bis in das Jahr 
1962 verschoben werden zu können. 

Die Schiffsbanken sind bisher ausschließlich von der 
Refinanzierung auf dem deutschen Kapitalmarkt ab- 
hängig. Die heftigen Schwankungen des Kapital- 
marktzinses im Lauf der letzten Jahre haben Dispo- 
sitionen auf längere Sicht, wie sie für Schiffahrt 
und Schiffbau erforderlich sind, erschwert und oft 
unmöglich gemacht. Eine Kreditversorgung der deut- . 
sehen Schiffahrt, die seit 1957 unter der schweren j 
Depression auf den Seefrachtmärkten leidet und 
zugleich im internationalen Wettbewerb gegenüber 
ungleich günstiger finanzierten ausländischen Ree- 
dereien bestehen soll, kann nur zu Zinssätzen er- 
folgen, die dieser Situation gerecht werden. Die 
Zinssätze, die sich aus Refinanzierungen auf dem 
deutschen Kapitalmarkt in seiner derzeitigen Ver- 
fassung ergeben, erfüllen diese Voraussetzung 
nicht. Auf der anderen Seite gibt es aber in allen 
Schiffahrtszweigen einen zwar geringer geworde- 
nen, aber doch ständigen Kreditbedarf, ohne dessen 
Befriedigung die wiederaufgebauten Flotten auch 
technisch nicht wettbewerbsfähig bleiben und die 
älteren Schiffe nicht durch Neubauten abgelöst wer- 
den können. 

In den Jahren, in denen ein günstiges Zinsgefälle ; 
gegenüber ausländischen Kapitalmärkten bestand, | 
haben die deutschen Schiffsbanken zur Kreditver- j 
sorgung solcher ausländischer Reeder beigetragen, 
die Neubauten auf deutschen Werften bestellt hat- j 
ten. Bei umgekehrtem Zinsgefälle müssen die deut- 
schen Schiffsbanken die Möglichkeit besitzen, sich 
auch auf ausländischen Kapitalmärkten zu refinan- 
zieren und hierdurch zinsgünstigere Kreditmittel für 
die deutschen Reeder zu gewinnen. 

Dieses Anliegen fügt sich in die schon erfolgte 
Liberalisierung der Kapitaleinfuhr ein. Schwierig- 
keiten, denen die Reeder früher bei direkter Auf- 
nahme von Ausländsanleihen ausgesetzt waren, wer- 
den durch die Zwischenfunktion der Schiffsbanken 
vermieden. Die Reeder können auch Verpflichtun- 
gen in ausländischer Währung den Schiffsbanken 


gegenüber erfüllen, da sie selbst mit ihren Schiffen 
Devisen hereinfahren. 

Das beantragte Gesetz widerspricht auch nicht Be- 
strebungen, die zur Steuerung der innerdeutschen 
Konjunkturlage angezeigt sein könnten. Die Schiff- 
fahrt steht ohnehin außerhalb dieser Konjunktur; 
sie unterliegt den Gesetzen der internationalen Ver- 
kehrslage und des internationalen Wettbewerbs. 
Gerade unter diesem Gesichtspunkt erscheint das 
beantragte Gesetz dringend geboten. In einzelnen 
Fällen ist es deutschen Reedereien, soweit sie inter- 
nationales Ansehen genießen, gelungen, Kredite in 
ausländischer Währung zu erhalten. Wenn man 
diesen Weg der Schiffahrt im ganzen erschließen 
will, so ist das nur möglich, wenn ein deutsches 
Institut unter eigener Haftung eingeschaltet wird. 
Gegenwärtige zahlungsbilanzpolitische Erwägungen 
sollten der erforderlichen Gleichstellung der mittle- 
ren und kleineren Reeder nicht entgegenstehen; 
die bisher erreichte Liberalisierung des Kapital- 
verkehrs sollte allen gleichermaßen zugute kommen. 
Zur Erfüllung dieser Aufgabe müssen die in erster 
Linie hierzu berufenen Schiffsbanken instand ge- 
setzt werden. 

Aber auch im Interesse des deutschen Export-Schiff- 
baus muß diese Aufgabe gelost werden, weil die 
internationale Konkurrenzfähigkeit im Schiffbau 
heute weitgehend auch von den Kreditmöglich- 
keiten abhängt. Es darf hierbei darauf hingewiesen 
werden, daß die deutschen Schiffswerften nur zu 
geringen Teilen von inländischen Aufträgen leben, 
während ihre überwiegende Kundschaft aus Aus- 
ländern besteht. Die Hereinnahme von ausländi- 
schen Aufträgen ist jedoch auf die Dauer nur dann 
möglich, wenn man dem Kunden eine langfristige 
Finanzierung anbieten kann. Die ausländischen Be- 
steller schrecken jedoch neuerdings davor zurück, 
derartige Kreditangebote anzunehmen, sofern der 
Kredit auf DM-Basis abgestellt ist, da kein aus- 
ländischer Reeder das Risiko einer etwaigen Auf- 
wertung der DM laufen will, zumal seine Einnahmen 
nicht in DM, sondern in Fremdwährungen anfallen. 
Auf die Dauer kann man also nur dann die aus- 
ländischen Reeder für Bestellungen auf deutschen 
Werften interessieren, wenn man ihnen eine Finan- 
zierung in einer entsprechenden Währung anbieten 
kann. Dies setzt andererseits voraus, daß auch die 
Refinanzierung auf der gleichen Basis erfolgt. Vor- 
aussetzung für die Ausgabe von Schiffspfandbriefen 
in ausländischer Währung ist die Eintragung der zu 
ihrer Deckung dienenden Schiffshypotheken im 
Schiffsregister. Diese Voraussetzung ist durch das 
Gesetz betreffend Eintragung von Schiffspfandrech- 
ten in ausländischer Währung vom 26. Januar 1923 
(RGBL I S. 90) und durch das Zweite Gesetz über die 
Eintragung von Schiffspfandrechten in ausländischer 
Währung vom 29. März 1923 (RGBl. I S. 232) in 
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der Fassung des Gesetzes vom 19. Dezember 1930 
(RGBl. I S. 629) seit langem geschaffen. 

Im einzelnen ist der neue § 36 a des Schiffsbank- 
gesetzes in den Nr. 1 bis 5 entsprechend der 
Struktur dieses Gesetzes so durchgebildet, daß die 
Deckungskongruenz sowie die Sicherung der Gläu- 
biger aus Schiffspfandbriefen beider Gattungen ge- 
wahrt sind. 

Zu dem gesetzesteclinischen Aufbau der neuen Vor- 
schriften wird folgendes bemerkt: 

Hierbei handelt es sich im wesentlichen um eine 
Nachbildung des § 36 des Schiffsbankgesetzes in 
alter Fassung über wertbeständige Schiffspfand- 
briefe, 

Zu Nr. 1 

Nach § 6 Abs, 1 des Schiffsbankgesetzes muß der Ge- 
samtbetrag der im Umlauf befindlichen Schiffspfand- 
briefe in Höhe des Nennwertes jederzeit durch 
Darlehensforderungen, die durch Schiffshypotheken 
gesichert sind, von mindestens gleicher Hohe und 
mindestens gleichem Zinserträge gedeckt sein. Nr. 1 
verlangt für Schiffspfandbriefe in ausländischer 
Währung Deckung durch Schiffshypotheken in aus- 
ländischer Währung, wie das Schiffsbankgesetz als 
Deckung für Schiffspfandbriefe einen bestimmten 
Geldbetrag Schiffshypotheken im Sinne des Schiffs- 
rechtegesetzes vorsieht. 

Zu Nr. 2 

Das Schiffsbankgesetz schreibt in Verbindung mit 
dem Gesetz über Maßnahmen auf dem Gebiet des 
Realkredits vom 18. Dezember 1956, Artikel 2, vor, 
daß wenn infolge der Rückzahlung von Darlehen, 
für die Schiffshypotheken bestellt sind, oder aus 
einem anderen Grunde die votgeschriebene Deckung 
nicht mehr vollständig vorhanden ist und weder die 
Ergänzung durch andere durch Schiffshypotheken 
gesicherte Darlehensforderungen oder andere Schiffs- 
hypotheken noch die Einziehung eines entsprechen- j 
den Betrages von Schiffspfandbriefen sofort ausführ- I 
bar ist, die Bank die fehlende Deckung einstweilen | 
durch Schuldverschreibungen des Bundes, eines Lan- j 
des, der Deutschen Bundesbahn, der Deutschen Bun- j 
despost oder durch Geld zu ersetzen hat. 

Auf die Schiffspfandbriefe in ausländischer Wäh- j 
rung und ihre Deckung angewandt, bedeutet diese ! 
Vorschrift in Verbindung mit Nr. 1 des § 36 a, daß 
die Voraussetzungen der Ersatzdeckung auch dann 
gegeben (sind, wenn die Ergänzung der Deckung 
durch Schiffshypotheken einer anderen Gattung 
möglich wäre, d. h. die Notwendigkeit einer Ersatz- 
deckung ist ausschließlich nach der Deckungsmög- 
lichkeit der einzelnen Gattung zu beurteilen. Dem- 
gemäß können als Ersatzdeckung nur Bargeld in 
entsprechender ausländischer Währung oder solche 


Schuldverschreibungen in entsprechender ausländi- 
scher Währung verwendet werden, welche vom 
Bund, einem Land, der Deutschen Bundesbahn oder 
der Deutschen Bundespost ausgestellt bzw. gewähr- 
leistet sind. 

Zu Nr. 3 

Nach den Vorschriften des Schiffsbankgesetzes darf 
der Betrag der von einer Schiffspfandbriefbank aus- 
zugebenden Schiffspfandbriefe ein gewisses Viel- 
faches des eingezahlten Grundkapitals und der aus- 
schließlich zur Deckung einer Unterbilanz oder zur 
Sicherung der für Schiffspfandbriefgläubiger be- 
stimmten Rücklagen nicht übersteigen. Nr. 3 be- 
stimmt, welcher Stichtag für die Wertberechnung 
maßgebend ist, wenn es gilt festzustellen, ob sich 
die Schiffspfandbriefbank bei der Ausgabe von 
Schiffspfandbriefen im Rahmen der gesetzlichen Um- 
laufgrenze gehalten hat. Wie der Entwurf hervor- 
hebt, ist der Tag der Ausfertigung durch den Treu- 
händer als Stichtag gewählt worden, weil weder 
der Tag der Ausstellung noch der Tag der Ausgabe 
in Betracht kam. Der Tag der Ausstellung deshalb 
nicht, weil die Schiffspfandbriefe auf Vorrat ge- 
druckt werden, der Tag der Ausgabe nicht, weil 
die einzelnen Serien einer Emission zu verschiede- 
nen Zeiten ausgegeben werden. Es mußte deshalb 
ein der Ausgabe möglichst naheliegender Zwischen- 
tag gewählt werden. Die Ausfertigung ist die Be- 
scheinigung, daß die vorgeschriebene Deckung vor- 
handen und in das Deckungsregister eingetragen ist 
(§ 29 Abs. 3 des Schiffsbankgesetzes). 

Zu Nr. 4 und 5 

Nach § 36 des Schiffsbankgesetzes gehen die 

Schiffspfandbriefgläubiger in Ansehung der zurDek- 
kung der Pfandbriefe bestimmten Schiffshypothe- 
ken, Schuldverschreibungen und Gelder den übrigen 
Konkursgläubigern vor. Hieran ändert der Entwurf 
nichts. Nr. 5 sieht jedoch vor, daß jede Gruppe von 
Schiffspfandbriefgläubigern in Ansehung der Befrie- 
digung aus der gemäß Nr. 1 und 2 für sie bestimmten 
Deckung und Ersatzdeckung auch den übrigen Pfand- 
briefgläubigern Vorgehen. Den Schiffspfandbrief- 
gläubigern jeder Gruppe steht somit ein zweifaches 
Vorrecht im Konkurse zu. Sie werden zunächst vor 
allen anderen Gläubigern aus der Deckung befrie- 
digt, die der Gattung nach ihrem Schiffspfandbrief 
entspricht. Reicht diese Deckung zu ihrer Befriedi- 
gung nicht aus, so werden sie aus dem Überschuß 
der Deckung anderer Gattungen befriedigt, und 
zwar im gleichen Rang mit den übrigen Schiffs- 
pfandbriefgläubigern, aber mit Vorrang vor ande- 
ren Konkursgläubigern. Um die Durchführung die- 
ses Vorrechts zu sichern, bestimmt Nr. 4, daß für 
jede Gattung der zur Deckung von Schiffspfandbrie- 
fen bestimmten Schiffshypotheken ein besonderes 
Register zu führen ist. 
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Anlage 2 


Stellungnahme der Bundesregierung 


Nach geltendem Recht steht der Ausgabe von 
Schiffspfandbriefen in ausländischer Währung der 
Grundsatz des Schiffsbankgesetzes (§ 6) entgegen, 
daß die im Umlauf befindlichen Schiffspfandbriefe in 
der Höhe des Nennwerts jederzeit durch Schiffs- 
hypotheken von mindestens gleicher Höhe und glei- 
chem Zinsertrag gedeckt sein müssen, die hiernach 
bei der Ausgabe von Schiffspfandbriefen in auslän- 
discher Währung erforderliche Bildung einer be- 
sonderen Deckungsmasse in der gleichen ausländi- 
schen Währung im Schiffsbankgesetz aber nicht zu- 
gelassen ist. Die Bundesregierung hatte in Aussicht 
genommen, bei der für die nächste Legislaturperiode 
des Deutschen Bundestages vorgesehenen Neuord- 
nung des Hypotheken- und Schiffsbankrechts dieses 
Hindernis für die Ausgabe von Schiffspfandbriefen 
in ausländischer Währung zu beseitigen. Wenn es 
jedoch vom Bundesrat für erforderlich gehalten 
wird, diese Regelung vorab zu treffen, um den 
Schiffspfandbriefbanken bereits jetzt den Zugang zu 
ausländischen Kapitalmärkten zu ermöglichen, so 
soll dem seitens der Bundesregierung nicht wider- 
sprochen werden. Die nach § 3 des Währungsge- 
setzes für die Begründung von Verbindlichkeiten 
in ausländischer Währung erforderliche Genehmi- 
gung der Deutschen Bundesbank bliebe allerdings 
durch die vorgesehene Ergänzung des Schiffsbank- 
gesetzes unberührt. 

Zu den einzelnen Vorschriften des Entwurfs bemerkt 
die Bundesregierung folgendes: 

Zu § 36 a Nr. 2 

a) Die Bundesregierung empfiehlt, im Laufe des 
weiteren Gesetzgebungsverfahrens zu prüfen, ob 
ein wirtschaftliches Bedürfnis dafür besteht, 
außer den nach § 36 a Nr. 2 der vorliegenden 
Fassung als Ersatzdeckung vorgesehenen Wer- 
ten noch weitere Werte zuzulassen. Da Schuld- 
verschreibungen des Reichs (Bundes), eines Lan- 
des, der Deutschen Bundesbahn und der Deut- 
schen Bundespost, die auf ausländische Währung 
lauten, nur in geringem Umfange oder überhaupt 
nicht mehr im Umlauf sind, könnte, falls die 
Möglichkeit der Ersatzdeckung durch Geld und 
Bankguthaben in ausländischer Währung nicht 
als ausreichend angesehen wird, zusätzlich an 
die Zulassung von Schuldverschreibungen des 
ausländischen Staates gedacht werden, auf des- 
sen Währung die Pfandbriefe lauten. An Stelle 
einer ausdrücklichen Zulassung dieser Werte 
könnte erforderlichenfalls aber auch der Auf- 
sichtsbehörde in § 36 a Nr. 2 die Ermächtigung 
erteilt werden, beim Vorliegen besonderer Um- 
stände eine andere Art der Ersatzdeckung in 
ausländischer Währung zuzulassen. 

b) Die in § 36 a Nr. 2 vorgesehene Fassung „die in 
§ 6 Abs. 3 bezeichnten Werte" könnte zu Zwei- 


feln darüber führen, ob die Vorschrift auch die 
in Artikel 2 Abs. 1 bis 3 des Gesetzes über Maß- 
nahmen auf dem Gebiet des Realkredits vom 
18. Dezember 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 925) in 
der Fassung des Gesetzes vom 11. November 
1960 (Bundesgesetzbl. I S. 844) zusätzlich als Er- 
satzdeckung zugelassenen Werte erfaßt. Es wird 
daher vorgeschlagen, § 36 a Nr. 2 wie folgt zu 
fassen: 

„2. Die als Ersatzdeckung zugelassenen Werte 
können nur verwendet werden, wenn sie 
auf die entsprechende ausländische Wäh- 
rung lauten." 

Zu § 36 a Nr. 3 

§ 36 a Nr. 3 kann ersatzlos gestrichen werden. 

Die Vorschrift ist aus § 9 Nr. 3 des Gesetzes über 
wertbeständige Hypotheken vom 23. Juni 1923 
(RGBL I S. 407) übernommen worden. Dort sollte sie 
die Schwierigkeiten ausräumen, die sich für die Be- 
rechnung der Umlaufsgrenze nach § 7 Hypotheken- 
bankgesetz daraus ergeben konnten, daß der Geld- 
wert der ausgegebenen wertbeständigen Pfandbriefe 
in kurzen Zeiträumen erheblichen Schwankungen 
unterworfen war. Hierbei geht die Vorschrift offen- 
bar davon aus, daß nach § 7 Hypothekenbankgesetz 
(§ 7 Schiffsbankgesetz) die Berechnung der Umlaufs- 
grenze an sich zum Zeitpunkt des Inverkehrbringens 
der Schuldverschreibungen zu erfolgen hat und dem- 
nach bei einer Wertänderung zwischen dem Zeit- 
punkt der Ausfertigung der Pfandbriefe durch den 
Treuhänder und dem Zeitpunkt des Inverkehrbrin- 
gens jeweils eine Neuberechnung der Umlaufsgrenze 
vorgenommen werden müßte. Ob diese Voraus- 
setzung zutrifft oder ob nach § 7 Hypothekenbank- 
gesetz (§ 7 Schiffsbankgesetz) für die Berechnung 
der Umlaufsgrenze ohnehin auf den Zeitpunkt der 
Ausfertigung abzustellen äst, ist streitig. Die Klar- 
stellung dieser Zweifelsfrage wird der Neuordnung 
des Hypotheken- und Schiffsbankrechts überlassen 
werden können, weil auch dann, wenn der Aus- 
gangspunkt der vorgeschlagenen Vorschrift zutrifft, 
im jetzigen Zeitpunkt ein Bedürfnis für die vor- 
gesehene Sonderregelung verneint werden kann. 
Schwankungen im Wechselkurs zwischen der Deut- 
schen Mark und den in Betracht kommenden aus- 
ländischen Währungen sind für die nächste Zeit nur 
selten und nur in begrenztem Umfange zu erwarten, 
und es wäre, falls in dem Zeitraum zwischen der 
Ausfertigung und dem Inverkehrbringen der Pfand- 
briefe dennoch eine Kursänderung eintreten sollte, 
den Schiffspfandbriefbanken zuzumuten, die Ein- 
haltung der gesetzlichen Umlaufsgrenze für den 
Zeitpunkt des Inverkehrbringens erneut zu über- 
prüfen. 
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Zu § 36 a Nr. 5 

Es empfiehlt sich, das Vorrecht der Gläubiger aus | 
Fremdwährungspfandbriefen nicht nur auf den Fall j 
des Konkurses zu beschränken, sondern ebenso wie ) 
in § 35 des Schiffsbankgesetzes auch hier den Fall 
des Arrestes und der Zwangsvollstreckung in die 
Regelung einzubeziehen. Weiterhin müßte das Vor- ; 
recht auch auf die in das besondere Register einge- 
tragenen Deckungswerte erstreckt werden, die nicht ! 
Schiffshypotheken sind, insbesondere also auf die | 
als Ersatzdeckung zugelassenen Schuldverschreibun- 
gen und Bankguthaben. § 36 a Nr. 5 sollte demnach j 
folgende Fassung erhalten: 

„5. Arreste und Zwangsvollstreckungen in die 
Deckungswerte, die in das für eine Gattung 
geführte Register eingetragen sind, finden 


nur wegen der Ansprüche aus den Schiffs- 
pfandbriefen dieser Gattung statt. Ist über 
das Vermögen der Schiffspfandbriefbank das 
Konkursverfahren eröffnet, so gehen in An- 
sehung der Befriedigung aus den Deckungs- 
werten, die in das für eine. Gattung geführte 
Register eingetragen sind, die Ansprüche aus 
Schiffspfandbriefen dieser Gattung den An- 
sprüchen aus anderen Schiffspfandbriefen vor. 
Die Sätze 1 und 2 gelten auch für Geld in 
ausländischer Währung, das dem Treuhänder 
zur Deckung einer entsprechenden Gattung 
von Schiffispfandbriefen in Verwahrung ge- 
geben ist." 

Im übrigen teilt die Bundesregierung die Auffas- 
sung des Bundesrates, daß das Gesetz der Zustim- 
mung des Bundesrates nicht bedarf. 
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